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Berichtigung

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Gesundheitsförderung
und der Prävention (Präventionsgesetz - PrävG)

Das Bundeskanzleramt hat mit Schreiben vom 2. Februar 2015 zu dem o. g.

Gesetzentwurf Folgendes mitgeteilt:

Mit Schreiben der Bundeskanzlerin an den Präsidenten des Bundesrates vom

29. Dezember 2014 wurde der im Betreff genannte Gesetzentwurf mit der Bitte

übersandt, die Zustimmung des Bundesrates herbeizuführen (BR-Drs. 640/14).

Der Gesetzentwurf enthält folgende offenbare Unrichtigkeiten:

1. Redaktioneller Fehler in Artikel 1 Nummer 7 (§ 20c Absatz 1 Satz 2 SGB V-

Entwurf)

- Seite 4 des Gesetzestextes in BR-Drs. 640/14 – siehe Anlage 1 -

§ 20c Absatz 1 Satz 2 SGB V-Entwurf enthält infolge eines redaktionellen Fehlers

fälschlicherweise die Formulierung "spezifisch arbeitsbedingte Gesundheits-

risiken". Richtig wäre stattdessen die Formulierung "spezifische arbeitsbedingte

Gesundheitsrisiken".
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2. Redaktioneller Fehler in Artikel 1 Nummer 8 (§ 20f Absatz 1 Satz 1 SGB V-

Entwurf)

- Seite 6 des Gesetzestextes in BR-Drs. 640/14 – siehe Anlage 2 -

In § 20f Absatz 1 Satz 1 SGB V-Entwurf fehlt aufgrund eines redaktionellen

Versehens ein Gliederungskomma. Richtigerweise müsste die Vorschrift wir folgt

lauten: "Zur Umsetzung der nationalen Präventionsstrategie schließen die

Landesverbände der Krankenkassen und die Ersatzkassen, auch für die

Pflegekassen, mit den Trägern der gesetzlichen Rentenversicherung und den

Trägern der gesetzlichen Unfallversicherung sowie mit den in den Ländern

zuständigen Stellen gemeinsame Rahmenvereinbarungen auf Landesebene."

3. Redaktioneller Fehler in Artikel 2 Nummer 3 (§ 20b Absatz 1 Satz 2 SGB V-

Entwurf)

- Seite 11 des Gesetzestextes lt. BR-Drs. 640/14 – siehe Anlage 3 -

§ 20b Absatz 1 Satz 2 SGB V-Entwurf enthält infolge eines redaktionellen Fehlers

fälschlicherweise die Formulierung "Für im Rahmen der Gesundheitsförderung in

Betrieben erbrachten Leistungen […]". Richtig wäre stattdessen die Formulierung

"Für im Rahmen der Gesundheitsförderung in Betrieben erbrachte Leistungen

[…]".

4. Redaktioneller Fehler in Artikel 2 Nummer 3 (§ 20b Absatz 4 Satz 2 SGB V-

Entwurf)

- Seite 12 des Gesetzestextes in BR-Drs. 640/14 – siehe Anlage 4 -

§ 20b Absatz 4 Satz 2 SGB V-Entwurf enthält infolge eines redaktionellen Fehlers

fälschlicherweise die Formulierung "[…] nach den Absätzen 3 Satz 4 […]". Richtig

wäre stattdessen die Formulierung "[…] nach Absatz 3 Satz 4 […]".
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5. Rechtsförmlicher Fehler in Artikel 7 (Eingangssatz)

- Seite 14 des Gesetzestextes in Drs. 640/14 – siehe Anlage 5 -

Die Angabe der letzten Änderung des SGB XI im Eingangssatz ist nach den

rechtsförmlichen Regeln fehlerhaft. Rechtsförmlich korrekt müsste der Eingangs-

satz lauten: "Dem § 5 Absatz 3 des Elften Buches Sozialgesetzbuch – Soziale

Pflegeversicherung (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Mai 1994, BGBl. I S. 1014,

1015), das zuletzt durch Artikel 6 dieses Gesetzes geändert worden ist, werden

folgende Sätze angefügt:".

6. Redaktioneller Fehler in Artikel 9 Nummer 1 (§ 1 Satz 3 KVLG-Entwurf)

- Seite 15 des Gesetzestextes in BR-Drs. 640/14 – siehe Anlage 6 -

Die im neuen Satz 3 von § 1 des Gesetzes über die Krankenversicherung der

Landwirte (KVLG) vorgesehene Einfügung "Erfassung von gesundheitlichen

Risiken…" ist infolge eines redaktionellen Versehens unvollständig. Richtigerweise

müsste die Einfügung lauten "Erfassung von gesundheitlichen Risiken und …".
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(3) Zur Unterstützung der Krankenkassen bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben
zur Gesundheitsförderung und Prävention in Lebenswelten für in der gesetzlichen
Krankenversicherung Versicherte, insbesondere in Kindertageseinrichtungen, in
sonstigen Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe, in Schulen sowie in den Le-
benswelten älterer Menschen und zur Sicherung und Weiterentwicklung der Qualität
der Leistungen beauftragt der Spitzenverband Bund der Krankenkassen die Bundes-
zentrale für gesundheitliche Aufklärung ab dem Jahr 2016 insbesondere mit der Ent-
wicklung krankenkassenübergreifender Leistungen, deren Implementierung und de-
ren wissenschaftlicher Evaluation. Der Spitzenverband Bund der Krankenkassen legt
dem Auftrag die nach § 20 Absatz 2 Satz 1 festgelegten Handlungsfelder und Krite-
rien sowie die in den Rahmenvereinbarungen nach § 20f jeweils getroffenen Festle-
gungen zugrunde. Im Rahmen des Auftrags nach Satz 1 soll die Bundeszentrale für
gesundheitliche Aufklärung geeignete Kooperationspartner heranziehen. Die Bun-
deszentrale für gesundheitliche Aufklärung stellt sicher, dass die vom Spitzenverband
Bund der Krankenkassen geleistete Vergütung ausschließlich zur Durchführung des
Auftrags nach diesem Absatz eingesetzt wird und dokumentiert dies nach Maßgabe
des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen.

(4) Das Nähere über die Beauftragung der Bundeszentrale für gesundheitliche
Aufklärung nach Absatz 3, insbesondere zum Inhalt und Umfang, zur Qualität und zur
Prüfung der Wirtschaftlichkeit sowie zu den für die Durchführung notwendigen Kos-
ten, vereinbaren der Spitzenverband Bund der Krankenkassen und die Bundeszent-
rale für gesundheitliche Aufklärung erstmals bis zum 30. Oktober 2015. Kommt die
Vereinbarung nicht innerhalb der Frist nach Satz 1 zustande, erbringt die Bundes-
zentrale für gesundheitliche Aufklärung die Leistungen nach Absatz 3 Satz 1 unter
Berücksichtigung der vom Spitzenverband Bund der Krankenkassen nach § 20 Ab-
satz 2 Satz 1 festgelegten Handlungsfelder und Kriterien sowie unter Beachtung der
in den Rahmenvereinbarungen nach § 20f getroffenen Festlegungen und des Wirt-
schaftlichkeitsgebots nach § 12. Der Spitzenverband Bund der Krankenkassen regelt
in seiner Satzung das Verfahren zur Aufbringung der erforderlichen Mittel durch die
Krankenkassen. § 89 Absatz 3 bis 5 des Zehnten Buches gilt entsprechend.“

6. Der bisherige § 20a wird § 20b und in Absatz 1 Satz 1 werden nach dem
Wort "Betrieb" die Wörter "sowie der Betriebsärzte und der Fachkräfte für Arbeitssi-
cherheit" eingefügt.

7. Der bisherige § 20b wird § 20c und Absatz1 Satz 2 wird wie folgt gefasst

“Insbesondere erbringen sie in Abstimmung mit den Trägern der gesetzlichen Un-
fallversicherung auf spezifische arbeitsbedingte Gesundheitsrisiken ausgerichtete
Maßnahmen zur betrieblichen Gesundheitsförderung nach § 20b und informieren die-
se über die Erkenntnisse, die sie über Zusammenhänge zwischen Erkrankungen und
Arbeitsbedingungen gewonnen haben.“

8. Nach dem neuen § 20c werden die folgenden §§ 20d bis 20g eingefügt:

„§ 20d

Nationale Präventionsstrategie

(1) Die Krankenkassen entwickeln im Interesse einer wirksamen und zielge-
richteten Gesundheitsförderung und Prävention mit den Trägern der gesetzlichen
Rentenversicherung, der gesetzlichen Unfallversicherung und den Pflegekassen eine
gemeinsame nationale Präventionsstrategie und gewährleisten ihre Umsetzung und
Fortschreibung im Rahmen der Nationalen Präventionskonferenz nach § 20e.
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Präventionsstrategie in engem Zusammenwirken um. Im Fall einer angemessenen fi-
nanziellen Beteiligung der Unternehmen der privaten Krankenversicherung und der
Unternehmen, die die private Pflege-Pflichtversicherung durchführen, an Program-
men und Projekten im Sinne der Rahmenempfehlungen nach § 20d Absatz 2 Num-
mer 1 erhält der Verband der privaten Krankenversicherungsunternehmen e.V. eben-
falls einen Sitz. Die Höhe der hierfür jährlich von den Unternehmen der privaten
Krankenversicherung zur Verfügung zu stellenden Mittel bemisst sich mindestens
nach dem Betrag, den die Krankenkassen nach § 20 Absatz 6 Satz 2 und 3 für Leis-
tungen zur Prävention nach § 20a aufzuwenden haben, multipliziert mit der Anzahl
der in der privaten Krankenversicherung Vollversicherten. Die Höhe der hierfür jähr-
lich von den Unternehmen, die die private Pflege-Pflichtversicherung durchführen, zur
Verfügung zu stellenden Mittel bemisst sich nach dem Betrag, den die Pflegekassen
nach § 5 Absatz 2 des Elften Buches für Leistungen zur Prävention in Lebenswelten
aufzuwenden haben, multipliziert mit der Anzahl ihrer Versicherten. Bund und Länder
erhalten jeweils vier Sitze mit beratender Stimme. Darüber hinaus entsenden die
Kommunalen Spitzenverbände auf Bundesebene, die Bundesagentur für Arbeit und
die repräsentativen Spitzenorganisationen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer jeweils
einen Vertreter in die Nationale Präventionskonferenz, die mit beratender Stimme an
den Sitzungen teilnehmen. Die Nationale Präventionskonferenz gibt sich eine Ge-
schäftsordnung; darin werden insbesondere die Arbeitsweise und das Beschlussver-
fahren festgelegt. Die Geschäftsordnung muss einstimmig angenommen werden. Die
Geschäfte der Nationalen Präventionskonferenz führt die Bundeszentrale für gesund-
heitliche Aufklärung. § 94 Absatz 2 bis 4 des Zehnten Buches gilt entsprechend.

(2) Die Nationale Präventionskonferenz wird durch ein Präventionsforum bera-
ten, das in der Regel einmal jährlich stattfindet. Das Präventionsforum setzt sich aus
Vertretern der für die Gesundheitsförderung und Prävention maßgeblichen Organisa-
tionen und Verbände sowie der stimmberechtigten und beratenden Mitglieder der Na-
tionalen Präventionskonferenz nach Absatz 1 zusammen. Die Nationale Präventions-
konferenz beauftragt die Bundesvereinigung für Prävention und Gesundheitsförde-
rung e.V. mit der Durchführung des Präventionsforums und erstattet dieser die not-
wendigen Aufwendungen. Die Einzelheiten zur Durchführung des Präventionsforums
einschließlich der für die Durchführung notwendigen Kosten werden in der Ge-
schäftsordnung der Nationalen Präventionskonferenz geregelt.

§ 20f

Landesrahmenvereinbarungen zur Umsetzung der nationalen Präventionsstrategie

(1) Zur Umsetzung der nationalen Präventionsstrategie schließen die Landes-
verbände der Krankenkassen und die Ersatzkassen, auch für die Pflegekassen, mit
den Trägern der gesetzlichen Rentenversicherung und den Trägern der gesetzlichen
Unfallversicherung sowie mit den in den Ländern zuständigen Stellen gemeinsame
Rahmenvereinbarungen auf Landesebene. Die für die Rahmenvereinbarungen maß-
geblichen Leistungen richten sich nach § 20 Absatz 4 Nummer 2 und 3, nach den §§
20a bis 20c sowie nach den für die Pflegekassen, für die Träger der gesetzlichen
Rentenversicherung und für die Träger der gesetzlichen Unfallversicherung jeweils
geltenden Leistungsgesetzen.

(2) Die an den Rahmenvereinbarungen Beteiligten nach Absatz 1 treffen Festle-
gungen unter Berücksichtigung der bundeseinheitlichen Rahmenempfehlungen nach
§ 20d Absatz 2 Nummer 1 und der regionalen Erfordernisse insbesondere über

1. gemeinsam und einheitlich zu verfolgende Ziele und Handlungsfelder,
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über die Durchführung von Gesundheitsuntersuchungen nach § 25 Absatz 1 schlie-
ßen, soweit diese in Ergänzung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge erbracht werden."

20. In § 140f Absatz 2 werden nach der Angabe „§ 91“ die Wörter „und in der Nationalen
Präventionskonferenz nach § 20e Absatz 1“ eingefügt.

21. In § 300 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 20d “ durch die Angabe„§ 20i“ ersetzt.

Artikel 2

Weitere Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch

Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Krankenversicherung – (Artikel 1
des Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477, 2482), das zuletzt durch Artikel 1
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Dem § 20 Absatz 5 wird folgender Satz vorangestellt:

„Die Krankenkasse kann eine Leistung zur verhaltensbezogenen Prävention nach
Absatz 4 Nummer 1 erbringen, wenn diese nach Absatz 2 Satz 2 von einer Kranken-
kasse oder von einem mit der Wahrnehmung dieser Aufgabe beauftragten Dritten in
ihrem Namen zertifiziert ist.“

2. Nach § 20a Absatz 3 Satz 3 werden die folgenden Sätze eingefügt:

„Die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung erhält für die Ausführung des Auf-
trags nach Satz 1 vom Spitzenverband Bund der Krankenkassen eine pauschale
Vergütung, die mindestens einem Viertel aus dem Betrag entspricht, den die Kran-
kenkassen nach § 20 Absatz 6 Satz 2 für Leistungen zur Gesundheitsförderung und
Prävention in Lebenswelten aufzuwenden haben. Die Vergütung nach Satz 4 erfolgt
quartalsweise und ist am ersten Tag des jeweiligen Quartals zu leisten. Sie ist nach
Maßgabe von § 20 Absatz 6 Satz 3 jährlich anzupassen.“

3. § 20b wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Für im Rahmen der Gesundheitsförderung in Betrieben erbrachte Leistungen
zur individuellen, verhaltensbezogenen Prävention gilt § 20 Absatz 5 Satz 1 ent-
sprechend.“

b) Die folgenden Absätze 3 und 4 werden angefügt:

(3) „Die Krankenkassen bieten Unternehmen unter Nutzung bestehender
Strukturen in gemeinsamen regionalen Koordinierungsstellen Beratung und Un-
terstützung an. Die Beratung und Unterstützung umfasst insbesondere die Infor-
mation über Leistungen nach Absatz 1 und die Klärung, welche Krankenkasse im
Einzelfall Leistungen nach Absatz 1 im Betrieb erbringt. Örtliche Unternehmens-
organisationen sollen an der Beratung beteiligt werden. Die Landesverbände der
Krankenkassen und die Ersatzkassen regeln einheitlich und gemeinsam das Nä-
here über die Aufgaben, die Arbeitsweise und die Finanzierung der Koordinie-
rungsstellen sowie über die Beteiligung örtlicher Unternehmensorganisationen
durch Kooperationsvereinbarungen. Auf die zum Zwecke der Vorbereitung und



zu Drucksache 640/14
- 12 - Anlage 4

Umsetzung der Kooperationsvereinbarungen gebildeten Arbeitsgemeinschaften
findet § 94 Absatz 1a Satz 2 und 3 des Zehnten Buches keine Anwendung.

(4) Unterschreiten die jährlichen Ausgaben einer Krankenkasse den Betrag
nach § 20 Absatz 6 Satz 2 für Leistungen nach Absatz 1, stellt die Krankenkasse
die nicht verausgabten Mittel dem Spitzenverband Bund der Krankenkassen zur
Verfügung. Dieser verteilt die Mittel nach einem von ihm festzulegenden
Schlüssel auf die Landesverbände der Krankenkassen und die Ersatzkassen, die
Kooperationsvereinbarungen mit örtlichen Unternehmensorganisationen nach
Absatz 3 Satz 4 abgeschlossen haben. Die Mittel dienen der Umsetzung der
Kooperationsvereinbarungen nach Absatz 3 Satz 4".

Artikel 3

Änderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch

Dem § 31 Absatz 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch – Gesetzliche
Rentenversicherung – in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 2002 (BGBl.
I S. 754, 1404, 3384), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 21. Juli 2014 (BGBl. I
S. 1133) geändert worden ist, wird folgender Satz angefügt:

„Die Träger der Rentenversicherung beteiligen sich an der nationalen
Präventionsstrategie nach §§ 20d bis 20f des Fünften Buches mit den Leistungen nach
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2."

Artikel 4

Änderung des Siebten Buches Sozialgesetzbuch

In § 14 Absatz 3 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch – Gesetzliche
Unfallversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 7. August 1996, BGBl. I, S. 1254), das
zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 19. Oktober 2013 (BGBl. I S. 3836) geändert
worden ist, werden nach dem Wort „Arbeitsschutzgesetzes" die Wörter „und der
nationalen Präventionsstrategie nach §§ 20d bis 20f des Fünften Buches" eingefügt.

Artikel 5

Änderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch

Das Achte Buch Sozialgesetzbuch – Kinder- und Jugendhilfe – in der Fassung der
Bekanntmachung vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 2022), das zuletzt durch Artikel 1
des Gesetzes vom 29. August 2013 (BGBl. I S. 3464) geändert worden ist, wird wie folgt
geändert:

1. In § 16 Absatz 2 Nummer 1 wird nach dem Wort „eingehen" ein Komma und werden
die Wörter „die Familien in ihrer Gesundheitskompetenz stärken" eingefügt.
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(6) Die Leistungsträger haben im Rahmen ihres Leistungsrechts auch nach
Eintritt der Pflegebedürftigkeit ihre Leistungen zur medizinischen Rehabilitation
und ergänzenden Leistungen in vollem Umfang einzusetzen und darauf hinzuwir-
ken, die Pflegebedürftigkeit zu überwinden, zu mindern sowie eine Verschlimme-
rung zu verhindern.“

2. § 18 wird wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 1 Satz 3 wird folgender Satz eingefügt:

„Jede Feststellung hat zudem eine Aussage darüber zu treffen, ob Beratungs-
bedarf insbesondere in der häuslichen Umgebung oder in der Einrichtung, in
der der Anspruchsberechtigte lebt, hinsichtlich Leistungen zur verhaltensbe-
zogenen Prävention nach § 20 Absatz 5 des Fünften Buches besteht."

b) In Absatz 6 Satz 3 werden nach dem Wort „Feststellungen" die Wörter „zur
Prävention und“ eingefügt und wird das Wort „Rehabilitationsempfehlung"
durch die Wörter „Präventions- und Rehabilitationsempfehlung" ersetzt.

3. In § 18a Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Rehabilitationsempfehlung" durch die
Wörter „Präventions- und Rehabilitationsempfehlung" ersetzt und werden nach
dem Wort „Maßnahme" die Wörter “zur Prävention oder" eingefügt.

4. In § 45 Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „mindern" die Wörter „und ihrer
Entstehung vorzubeugen" eingefügt.

5. Nach § 113a Absatz 1 Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:

„Dabei ist das Ziel, auch nach Eintritt der Pflegebedürftigkeit Leistungen zur Prä-
vention und zur medizinischen Rehabilitation einzusetzen, zu berücksichtigen."

Artikel 7

Weitere Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch

Dem § 5 Absatz 3 des Elften Buches Sozialgesetzbuch – Soziale Pflegeversicherung
– (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Mai 1994, BGBl. I S. 1014, 1015), das zuletzt durch
Artikel 6 dieses Gesetzes geändert worden ist, werden folgende Sätze angefügt:

„Erreicht eine Pflegekasse den in Absatz 2 festgelegten Betrag in einem Jahr nicht,
stellt sie die nicht verausgabten Mittel im Folgejahr dem Spitzenverband Bund der Pflege-
kassen zur Verfügung, der die Mittel nach einem von ihm festzulegenden Schlüssel auf
die Pflegekassen zur Wahrnehmung der Aufgaben nach Absatz 1 verteilt, die Kooperati-
onsvereinbarungen zur Durchführung kassenübergreifender Leistungen geschlossen ha-
ben. Auf die zum Zwecke der Vorbereitung und Umsetzung der Kooperationsvereinbarun-
gen nach Satz 2 gebildeten Arbeitsgemeinschaften findet § 94 Absatz 1a Satz 2 und 3
des Zehnten Buches keine Anwendung.“
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Artikel 8

Änderung des Infektionsschutzgesetzes

In § 34 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt
durch Gesetz vom…(BGBl. I S. ...) geändert worden ist, wird nach Absatz 10 folgender
Absatz 10a eingefügt:

„(10a) Bei der Erstaufnahme in eine Kindertageseinrichtung haben die
Personensorgeberechtigten gegenüber dieser einen Nachweis darüber zu erbringen, dass
vor der Aufnahme eine ärztliche Beratung in Bezug auf den Impfschutz des Kindes erfolgt
ist. Das Landesrecht bestimmt das Nähere, welchen Inhalt der Nachweis haben muss und
in welchem Zeitraum vor der Aufnahme die ärztliche Beratung stattgefunden haben muss.
Werden nach Satz 1 und 2 auch Informationen zum Impfstatus erhoben, kann das
Gesundheitsamt anordnen, dass die Einrichtung diese zur Einsichtnahme durch das
Gesundheitsamt vorhält. Weitergehende landesrechtliche Regelungen bleiben unberührt."

Artikel 9

Änderung des Zweiten Gesetzes über die
Krankenversicherung der Landwirte

Das Zweite Gesetz über die Krankenversicherung der Landwirte vom 20.
Dezember 1988 (BGBl. I S. 2477, 2557), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 11. August 2014 (BGBl. I S. 1346) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

„Dies umfasst auch die Förderung der gesundheitlichen Eigenkompetenz und
Eigenverantwortung der Versicherten."

b) In dem neuen Satz 3 werden nach den Wörtern „Selbsthilfe, zur" die Wörter
„Erfassung von gesundheitlichen Risiken und" eingefügt.

c) In dem neuen Satz 4 wird die Angabe „2a“ durch die Angabe „2b“ ersetzt.

2. Nach § 8 Absatz 2b wird folgender Absatz 2c eingefügt:

„(2c) Für Leistungen zur betrieblichen Gesundheitsförderung gelten der
Dritte und der Zehnte Abschnitt des Dritten Kapitels des Fünften Buches
Sozialgesetzbuch mit der Maßgabe, dass § 20 Absatz 6 des Fünften Buches
Sozialgesetzbuch, soweit dort die Aufwendung von mindestens 2 Euro für jeden
der Versicherten für Leistungen nach § 20b des Fünften Buches
Sozialgesetzbuch geregelt ist, § 20b Absatz 4 und § 65a Absatz 2 des Fünften
Buches Sozialgesetzbuch nicht anzuwenden sind."
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